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1 PLANUNGSANLASS 
 
1.1 Ziel und Zweck der Planung/Grundzüge 
 
Mit der 1. Änderung des B-Plan Nr. 12.GE.52 soll ein rechtskräftig festgesetztes Baugebiet 
an die Nachfrage- und Marktsituation angepasst werden.  
Insbesondere soll mit der 1. Änderung der in Frage kommende Nutzungsrahmen für gewerb-
liche Ansiedlungen erweitert werden. Die Änderung dient damit gleichzeitig der Reduzierung 
bestehender Entwicklungshemmnisse, die durch Festsetzung eines SO-Möbelmarktes ge-
geben waren und nicht mehr den Entwicklungszielen entsprechen.  

Die Grundzüge der Planung werden im Ergebnis des Änderungsverfahrens nicht berührt. 

Die Änderung beinhaltet 

- Festsetzung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO 

- Aufhebung eines Sondergebietes - Möbelfachmarkt nach § 11 BauNVO 

Das Änderungsverfahren dient dabei der Sicherung der städtebaulichen Ordnung, indem 
gewährleistet wird, dass Auswirkungen auf die Einzelhandelsentwicklung und die Zentren-
struktur und Störwirkungen gegenüber der westlich benachbarten Wohnnutzung vermieden 
werden. 
 
1.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des B-Plans Nr. 12.GE.52 erfasst eine Teilfläche in-
nerhalb des gesamten Plangebietes, das am östlichen Rand des Stadtteils in Rostock – 
Brinckmansdorf, südlich des Geschützten Landschaftsbestandteils „Oberes Carbäktal“, west-
lich der Bundesautobahn A 19, nördlich der Tessiner Straße (B 110) und östlich der Bahn-
strecke Überseehafen – Kavelstorf liegt. Die zu ändernde Fläche umfasst ca. 2,8 ha. 
 
Von der Planänderung unmittelbar betroffen sind die folgenden Flächen in der Gemarkung 
Riekdahl, Flur 3; Flurstücke 20/33 und 10/14 östlich entlang der Timmermannstrat und  nörd-
lich der Tessiner Straße (B 110). 
 
1.3 Bisheriger Verfahrensablauf 
 
Das Planänderungsverfahren wurde durch den Eigentümer der maßgeblich betroffenen Flä-
che beantragt.  
Es entspricht u. a. dem bereits am 19.11.2008 beschlossenen Arbeitsauftrag der Bürger-
schaft (0858/08-A), in dessen Ausführung eine Abstimmung mit der obersten Landespla-
nungsbehörde über den Entscheidungsrahmen für die Zulassung von Einzelhandelsnutzun-
gen erfolgte. 
 
Die Planänderung wird nach § 13a BauGB als B-Plan im beschleunigten Verfahren durchge-
führt. Die Anwendungsvoraussetzungen des § 13a BauGB sind gegeben, da das von der 
Planung erfasste Baugebiet innerhalb eines rechtskräftigen B-Plans liegt, der zum Sied-
lungsbereich der Hansestadt Rostock gehört und aktuellen Entwicklungserfordernissen an-
gepasst werden soll.  Im Rahmen der 1. Änderung bleibt die zulässige Grundfläche unverän-
dert. Darüber hinaus wird mit der Planänderung weder die Zulässigkeit von Vorhaben be-
gründet, die nach Bundes- oder Landesrecht UVP-pflichtig sind, noch sind Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete betroffen.  
Von einer Umweltprüfung wird deshalb abgesehen (vgl. § 13a (2) Nr. 1 BauGB).  
 
Die Planänderung wurde durch den Aufstellungsbeschluss der Bürgerschaft vom 
…….förmlich eingeleitet. In gleicher Sitzung wird der Entwurf der 1. Änderung des Bebau-
ungsplans gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt. Der Aufstellungs- und Ent-
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wurfsbeschluss ist im Städtischen Anzeiger vom ............. ortsüblich bekannt gemacht wor-
den.  
Nach Bekanntmachung im Städtischen Anzeiger vom ............. erfolgte die öffentlichen Aus-
legung des Planentwurfs vom ….bis …. Die Behörden wurden parallel zur öffentlichen Aus-
legung beteiligt.  
Die 1. Änderung des Bebauungsplans wurde am .............. durch die Bürgerschaft der Han-
sestadt Rostock als Satzung beschlossen. 
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2 PLANUNGSGRUNDLAGEN 
 
2.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben übergeordneter Planungen 
 
Grundlagen des Bebauungsplanes sind: 
 
 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 

2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Okto-
ber 2015 (BGBl. I S. 1722) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung 
von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investi-
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 

 Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) 
 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - vom 29. Juli 2009 (BGBl. I Nr. 51 vom 

06.08.2009 S. 2542)  
 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) vom 23.02.2010 (GVOBl. M-V 2010, 

S. 66) 
 
Verbindliche Vorgaben übergeordneter Planungen sind: 
 
Raumordnung und Landesplanung 
 
Bauleitpläne sind nach § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
anzupassen. Die Leitlinien der Landesentwicklung und Ziele der Raumordnung werden 
durch das Landesraumentwicklungsprogramm M-V (LEP) und das Regionale Raumentwick-
lungsprogramm Mittleres Mecklenburg/Rostock (RREP) vorgegeben.  
 
Nach dem seit dem 30.05.2005 verbindlichen LEP (GVOBl. M-V S. 308) ist der Innenent-
wicklung Vorrang vor Außenentwicklungen einzuräumen. Bei der Siedlungsentwicklung sol-
len erschlossene Standortreserven und vorhandene Infrastrukturen vorrangig genutzt und 
eine räumliche Zusammenführung von Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Dienstleistung und 
Kultur befördert werden (LEP Nr. 4.1, RREP Nr. 4.1(3)). Die Planänderung dient diesem Ziel, 
indem erschlossene Bauflächen den Bedürfnissen der Wirtschaft angepasst und einer Nut-
zung zugeführt werden. 
Entsprechend den Vorgaben des LEP wurde mit den Gemeinden des Stadt-Umland-Raumes 
Rostock ein verbindlicher Entwicklungsrahmen abgestimmt. Die dort enthaltenen Leitlinien 
der Siedlungsentwicklung sehen eine Konzentration der Gewerbeentwicklung vorrangig auf 
die Kernstadt Rostock und ausgewählte Schwerpunktgemeinden des Umlandes vor.  
 
Flächennutzungsplan 
 
Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt im Geltungsbereich des B-Plans das Sondergebiet Nr. 
SO 12.1 (Handel) dar. Die Planungsinhalte der 1. Änderung des B-Plans Nr. 12.GE.52 wei-
chen bezüglich der Festsetzung des Gewerbegebietes von der Sondergebietsdarstellung 
des FNP geringfügig ab. Die Abweichung ist gem. § 13a (2) Nr. 2 BauGB zulässig, da es 
sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt und die Abweichung mit den 
Anforderungen an eine geordnete städtebauliche Entwicklung (hier insbesondere der Ver-
kehrsentwicklung) vereinbar ist.  
Angrenzend an das Plangebiet stellt der FNP im Westen Wohnbauflächen (W 7.1) und im 
Süden das Gewerbegebiet Nr. GE 12.3 dar. Im Osten grenzt die BAB A 19 und darüber hin-
aus das Gemeindegebiet Broderstorf an. 
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Unverbindliche Vorgaben übergeordneter Planungen sind: 
 
Landschaftsplan (§ 1 abs. 6 Nr. 7g BauGB) 
Der Landschaftsplan in seiner 1. Aktualisierung von 2013 ist als Leitlinie und Zielorientierung 
für die Entwicklung von Natur und Landschaft in der Hansestadt Rostock bei der Durchfüh-
rung der Bauleitplanung sowie sonstiger Fachplanungen und städtebaulicher Rahmenpla-
nungen auf dem Gebiet der Hansestadt Rostock als Rahmenvorgabe beachtlich. 
Bezüglich des Plangebietes sieht der Landschaftsplan den Schutz des an den Verlauf der 
Carbäk angrenzenden Feuchtgrünlandes vor. Die Ziele der Planänderung sind davon nicht  
berührt. 
 
Sonstige informelle Planungen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7g, 11 BauGB) 
Umweltqualitäts-Zielkonzept: Das am 07.09.2005 durch die Bürgerschaft beschlossene Kon-
zept bündelt umwelt- und naturschutzfachliche Entwicklungsziele als Beitrag zu einer nach-
haltigen Stadtentwicklung und dient als Abwägungsgrundlage in der Bauleitplanung sowie 
als Bewertungsmaßstab für UVP-Verfahren. Für die Planungsziele der 1. Änderung des B-
Plans ergeben sich aus dem Zielkonzept keine Anforderungen. Dabei ist darauf hinzuweisen, 
dass die im Plangebiet festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegel unverändert 
einzuhalten sind. Unabhängig von den durch die geplanten Nutzungen verursachten Schal-
limmissionen bewirkt die vorgesehene Bebauung dabei gleichzeitig eine Abschirmwirkung 
der Verkehrsgeräusche der BAB 19 gegenüber der Wohnbebauung von Brinckmansdorf und 
Brinckmanshöhe.  
Das Plangebiet liegt nicht im Bereich von Maßnahmekonzepten zur Gewässerbewirtschaf-
tung, Luftreinhaltung oder zum Umgebungslärm. Es liegt ebenfalls nicht im Bereich von 
Schutzgebieten. 
Auf das Lärmschutzkonzept des rechtskräftigen B-Plans wird in diesem Zusammenhang hin-
gewiesen; es ist durch Einhaltung der festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegel 
unverändert umzusetzen.  
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2.2 Angaben zum Bestand 
 

  
Abb. 1: Luftbild (Quelle: http:// www.bing.com/maps, 27.08.2010) 

  
2.1.1 Städtebauliche Ausgangssituation und Umgebung 
 
Das Plangebiet liegt an der östlichen Grenze des Stadtgebietes Rostock. Die unmittelbar 
angrenzende Autobahn A 19 mit der Abfahrt Rostock Süd gilt als wichtiges Standortmerkmal. 
Aufgrund der im Westen benachbarten Wohngebiete sind die besonderen Anforderungen 
des Immissionsschutzes zu beachten. 
 
2.1.2 Nutzung und Bebauung 
 
Das Plangebiet ist im südlichen Teilbereich (südlich der Straßenbrücke über das Gleis zum 
Überseehafen) voll erschlossen. Die Baugebiete sind teilweise genutzt: ATU, Burger King, 
Aral-Tankstelle, HOCO Küchen-Fachmarkt / Fitnessstudio, Fachmarktzentrum (Media-Markt, 
Matratzen Concord, Textilien, Zoohandlung, Aldi-Filiale), HETEC Hausgeräte-Kundendienst, 
Klöpfer-Holz. Etwa 50 % der erschlossenen Flächen sind noch ungenutzt. 
Der nördliche Teil des Plangebietes wird z.Zt. noch landwirtschaftlich als Ackerfläche ge-
nutzt.  
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2.1.3 Soziale, verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur 
  
Soziale und Versorgungsinfrastruktur  
Das Plangebiet erfüllt keine Infrastrukturaufgaben im sozialen Bereich. 
Das Fachmarktzentrum an der Timmermannstrat ist insbesondere aufgrund eines Elektro-
technik/Elektronik-Fachmarktes von regionaler Bedeutung; mit einem Lebensmittel-
Discounter übernimmt es auch Versorgungsfunktionen mit Waren des täglichen Bedarfs für 
die angrenzenden Wohngebiete und für Pendler.  
 
Verkehrliche Infrastruktur  
Das Plangebiet ist über den lichtsignalgeregelten Knotenpunkt Tessiner Straße (B 110) / 
Timmermannstrat an das übergeordnete Verkehrsnetz angebunden. In das Kreuzungsbau-
werk bindet ebenfalls der westliche Arm der Autobahnabfahrt Rostock Süd ein.  
Die Haupterschließungsstraße des Gewerbegebietes (Timmermannstrat) dient gleichzeitig 
der Anbindung des Wohnstandortes Brinckmanshöhe. Sie ist zweispurig mit Linksabbiege-
spuren an den Einmündungen ausgebildet und bei Bedarf ausbaufähig. 
 
Stadttechnische Infrastruktur  
Die im Plangebiet festgesetzten Baugebiete sind bis in Höhe der R.-Tarnow-Straße stadt-
technisch erschlossen.  
 
2.1.4 Eigentumsverhältnisse 
 
Die im Plangebiet betroffenen Flurstücke 20/33, 10/14  befinden sich in privatem Eigentum. 
Die Flurstücke 20/38, 20/45, 20/48, 10/22 (Timmermannstrat) sowie 19/9, 20/7, 20/44 
(Tessiner Straße) sind Eigentum der Hansestadt Rostock. Die Flurstücke 10/23, 20/47 gehö-
ren dem WWAV. 
 
2.1.5 Baugrundverhältnisse, Altlasten 
Der geologische Untergrund besteht überwiegend aus Sand auf Geschiebemergel. Die 
Schichtung der eiszeitlichen Ablagerungen ist eher heterogen, so dass auch kleinflächig Un-
terschiede in der Zusammensetzung des Grundmoränenmaterials auftreten können (Ge-
schiebelehm, Sandlinsen, Sand- und Tonhorizonte). Als Bodenarten werden sandige bzw. 
lehmig - sandige Böden angetroffen. 
Im südlichen Teil sind unter dem Mutterboden bzw. örtlichen Auffüllungen anlehmige Sande 
unterschiedlicher Mächtigkeiten ab 0,2 bis 0,8 m unter Gelände in mitteldichten Lagerungs-
verhältnissen zu erwarten. Die Sande werden von bindigen, pleistozänen Substraten (Ge-
schiebemergel) mit teilweise eingelagerten Sandschichten ab einer Tiefe von 2,2 m bis 3,7 m 
unterlagert. Sie sind als stark feinsandige, mittel bis schwach grobsandige, schwach kiesige 
Sand - Schluff - Gemische anzusprechen und liegen in mindestens steifplastischer, verbreitet 
sogar in halbfester Konsistenz vor. 
 
Der Plangeltungsbereich gehört zum Wassereinzugsgebiet der Warnow. 
Das Gebiet ist frei von Nutzungseinschränkungen aufgrund von Grundwassernutzungen. Der 
Planungsraum liegt jedoch in einer Grundwasservorsorgefläche, die beim Geologischen 
Landesamt M-V als für die Grundwassergewinnung nutzbar kartiert ist. Diese Ressourcen-
fläche ist jedoch ohne rechtliche Relevanz. 
Die lehmigen Sande sind als schwach durchlässige Böden i.S.v. DIN 18130 anzusprechen. 
Eine unmittelbare Gefahr des Schadstoffeintrags in das Grundwasser besteht hier nicht. 
Aufgrund des hohen Feinkornanteils der Sande und Geschiebelehme ist die Versickerungs-
fähigkeit der Böden relativ gering, bei wenig intensiven Niederschlägen jedoch ausreichend. 
Bei hohem Sandanteil ist mit einer hohen Versickerungsrate und einer geringen Frostanfäl-
ligkeit des Bodens zu rechnen. 
Im Bereich nördlich der Rohrleitungstrasse wird der Geschiebemergel teilweise von ca. 2 m 
mächtigem Hochflächensand überlagert. Dieser stellt den oberen ungedeckten und damit 
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ungeschützten Grundwasserleiter dar. Im Umgang mit Wasserschadstoffen ist hier Vorsicht 
geboten. 
 
Im Plangebiet sind keine Altlasten bekannt; im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes be-
stehen für die Nutzung des Plangebietes deshalb keine Einschränkungen. Gefährdungen 
von Grundwasser, Boden, Flora oder Fauna, die auf Schadstoffverunreinigungen zurückzu-
führen wären, sind nicht erkennbar.  
Im südlichen Teilbereich wurde eine Sondierung und Beräumung von Kampfmittelfunden 
durchgeführt. Einzelfunde können gleichwohl nicht ausgeschlossen werden. Sollten bei Tief-
bauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist 
aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort 
einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Nötigenfalls sind die Poli-
zei und ggf. auch die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
3. PLANUNGSINHALTE 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Gewerbegebiet 15 (§ 8 BauNVO)  
Eine 28490 m² große Teilfläche (SO2) des bisherigen Sondergebietes (1und 2) wird mit der 
1. Änderung des B-Plans als Gewerbegebiet überplant. Damit wird einer gezielten gewerbli-
chen Entwicklung am gut erschlossenen Standort Rechnung getragen. 

Die geplante Ansiedlung eines Möbelhauses entspricht nicht mehr den Entwicklungszielen 
des Einzelhandels in Rostock. 
Die textlichen Festsetzungen - Sondergebiet Einzelhandel(SO 1), hier: Möbelhaus – 
Festsetzung 1.5 -1.7 entfallen ersatzlos 
 
3.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Grundzüge zum Maß der Nutzung – zulässige Grundfläche und allgemeine Bauhöhe 
werden den Anforderungen eines GE angepasst. 
Die zulässige Bauhöhe ist im Bebauungsplan bisher mit 12 m über Straßenniveau allgemein 
normiert; eine Überschreitung ist zweckgebunden für einen Funkmast zulässig. Diese Fest-
setzung wird beibehalten. 
Die zulässige überbaubare Grundfläche wird auf 0,8 (§ 17 BauNVO) für Gewerbegebiete 
erhöht. 

Die örtlichen Bauvorschriften über den Ausschluss von Werbeanlagen im 100 m – Bereich 
der BAB A 19 (TF 5.1), über Werbeanlagen an Gebäuden (TF 5.2), über die Unzulässigkeit 
von Werbeanlagen mit Wechsel- oder Lauflicht (TF 5.3) und über Standorte für Großtafel-
werbung (TF 5.4) bleiben von der zugelassenen Bauhöhenüberschreitung unberührt und 
gelten fort. 

 
3.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 
Mit der 1. Änderung des B-Plans wird die Baugrenze im GE 16 in südlicher Richtung um 15 
m verschoben. 
Der Lärmschutzzweck wird von der geringfügigen Verschiebung der Baugrenze nicht be-
rührt. 
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3.4 Verkehrserschließung 
 
Zur Beurteilung von Auswirkungen der Planänderung wurden in einem externen Gutachten 
(Verkehrsuntersuchung Gewerbepark Brinckmansdorf, Anbindung des Cash&Carry Marktes 
Handelshof am Knotenpunkt KP2, Brenner BERNARD Ingenieure GmbH, Rostock, März 
2017) die prognostizierten Quell- und Zielverkehre des vormals vorgesehenen Möbelhauses 
dem derzeit geplanten Handelshof gegenübergestellt, um das durch die Nutzungsänderung 
verursachte Verkehrsaufkommen am Knotenpunkt Timmermannsstrat/Planstraße C zu be-
werten. Im Ergebnis der Untersuchung wird bei der Gegenüberstellung der beiden Nut-
zungsarten (Möbelhaus und Handelshof) sichtbar, dass der Handelshof in der Spitzenstunde 
deutlich weniger Verkehre generiert als das Möbelhaus (100 Kfz/h gegenüber 15 Kfz/h). 
 
Für die zusätzliche Grundstückszufahrt an der nördliche Grundstücksgrenze wird empfohlen, 
die vorhandene Linksabbiegespur auf der Timmermannsstrat in Richtung Handelshof ähnlich 
wie die Linksabbiegespur in Richtung Mediamarkt zu ändern und dadurch die Möglichkeit 
des Linksausbiegens in die Timmermannsstrat zu schaffen. 
Am Knotenpunkt Tessiner Str. (B110) / A19 / Timmermannsstrat ist in der Spitzenstunde 
entsprechend des Gutachtens nur eine geringe Steigerung der Verkehrsbelastung zu erwar-
ten. 
Da dieser Knotenpunkt bereits im Bestand in den Spitzenstunden an der Leistungsfähig-
keitsgrenze ist, bleibt es ist deshalb unabhängig von der Änderung erforderlich, dem Links-
abbiegestrom der Zufahrt B110 Tessiner Straße West einen zweiten Fahrstreifen anzubieten 
und in der Zufahrt Timmermannstrat eine zweistreifige Führung in Richtung Nord zu schaf-
fen, vorzugsweise bis zur Linksabbiegespur des Knotens Timmermannstrat/ Planstraße C, 
jedoch mit ausreichender Verflechtungsstrecke. 
 
Eine Umsetzung der vg. Ausbauempfehlungen ist im Rahmen der bestehenden Verkehrsflä-
chenfestsetzungen durchführbar. Die Festsetzung zusätzlicher Verkehrsflächen ist deshalb 
nicht erforderlich. Jedoch ist in den Randbereichen der bestehenden Verkehrsflächen zu-
sätzlicher Grunderwerb erforderlich.  
 
3.5 Flächen für Versorgungsanlagen 
 
Aufgrund der Planänderung ergeben sich keine Erfordernisse für die Festsetzung von zu-
sätzlichen Flächen, die der Versorgung dienen. 
  
3.6 Technische Infrastruktur 
 
Die Planänderung ist ohne Auswirkungen auf die technische Infrastruktur; es ergeben sich 
keine zusätzlichen Regelungserfordernisse. 
 
3.7 Grünordnung 
 
Das grünordnerische Konzept des B-Plans wird von der 1. Änderung des B-Plans nicht be-
rührt. Die bestehenden grünordnerischen Festsetzungen gelten fort. Hingewiesen wird ins-
besondere auf die Vorschriften, die private Baugrundstücke betreffen.  
 
 
3.8 Artenschutzrechtliche Aspekte der Planung 
 
In Anwendung des europäischen Artenschutzrechts bei der Zulassung von Vorhaben und bei 
Planungen sind gem. § 44 (5) BNatSchG folgende Verbotstatbestände bezüglich der in An-
hang IV a aufgeführten Tierarten sowie der europäischen Vogelarten abzuprüfen: 

- Tötungs-/Schädigungsverbot (§ 44 (1) Nr. 1 und 3 BNatSchG ): Beschädigung oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und Tötung von Tieren oder ihrer 
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Entwicklungsformen, soweit die ökol. Funktion der vom geplanten Eingriff betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht mehr gewahrt ist; 

- Störungsverbot (§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG ): Stören von Tieren während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, soweit sich 
dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 
 

Dazu wird die textliche Festsetzung TF 3.18 neu aufgenommen: 
„Gehölzrodungen und Flächenberäumungen dürfen aus Gründen des Artenschutzes 
generell nicht in der Zeit vom 01.März bis 30.September erfolgen. Außerhalb dieses 
Zeitraumes sind derartige Arbeiten zulässig, wenn durch einen Vogel-
Sachverständigen ein Brutvorkommen im zu bearbeitenden Bereich ausgeschlossen 
werden kann.“ 

 
Das Plangebiet stellt sich innerhalb der noch unbebauten Flächen als Ackerbrache dar, die 
periodisch gemäht  werden; der nördliche Abschnitt des Plangebietes ist als Intensivacker 
genutzt. Aufgrund des Zustandes des Plangebietes ohne Baumbestand, Altbebauung oder 
sonstige besondere Habitatstrukturen ergeben sich keine Anhaltspunkte für mögliche Beein-
trächtigungen besonders geschützter Arten. 
Mit der 1. Änderung des B-Plans wird darüber hinaus im Plangebiet eine Zulassung von Vor-
haben i.S.v. § 44 BNatSchG nicht neu begründet.  
 
3.9 Eingriffs- Ausgleichsbilanz 
 
Die bestehenden Regelungen zum Ausgleich von Eingriffen i.S.v. § 1a (3) BauGB ein-
schließlich der festgesetzten Vorsorgeflächen für die Durchführung sonstiger naturschutz-
rechtlicher Kompensationsmaßnahmen werden von der 1. Änderung des B-Plans nicht be-
rührt.  
Die textliche Festsetzung TF 3.16 wurde geändert. Hier entfällt SO 1und wird durch GE 16 
ersetzt. Somit entstehen weder inhaltlich noch planungsrechtlich zusätzliche Ausgleichs-
pflichten (§ 1a (3),  13a (2) Nr. 4 BauGB) für die 1. Änderungen des B-Plans. 
 
Für die Erhöhung der GRZ von 0,6 auf 0,8 wurde auf der GE 16 Fläche ein Pflanzgebot von 
ca. 2000 m² festgesetzt. Ein Ausgleich des Eingriffs ist formal nicht erforderlich, da im 
rechtskräftigen B-Plan die GRZ für Nebenanlagen bis 0,8 überschritten werden konnte. 
 
3.10 Nutzungsbeschränkungen (Immissionsschutz) 
 
Im Plangebiet sind flächenbezogene Schalleistungspegel festgesetzt, die unverändert einzu-
halten sind. Sie bewirken, dass die vom Gewerbepark ausgehenden Lärmimmissionen kei-
nen nennenswerten Anteil am dem durch die BAB A19 dominierten wirksamen Summenpe-
gel hat und dass die gewerblichen Schallimmissionen für sich genommen im Wohngebiet 
Brinckmansdorf / Brinckmanshöhe die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 
einhalten. 
Die 1. Änderung hat keine Auswirkungen auf das Lärmschutzkonzept des Bebauungsplans. 
 
 
 
4. SCHWERPUNKTE DER ABWÄGUNG 
 

- Geringere Verkehrsmengenentwicklung  
 
5. FLÄCHENBILANZ 
 
Auf der Grundlage vorliegender Planänderung ergibt sich für die Flächenbilanz des Gesamt-
gebietes folgende Änderung: 
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Lfd. Nr. Flächenbezeichnung m²
1 SO 2 - 28490 m²
2 GE 16 +28490 m² 
 Σ 0
 
6. SICHERUNG DER PLANDURCHFÜHRUNG 
 
6.1 Bodenordnende Maßnahmen 
 
Die erforderlichen Maßnahmen zum Knotenausbau Tessiner Straße / Timmermannstrat set-
zen vsl. folgenden Grunderwerb voraus: 

1. Flst. 20/33 (GE 16): ca. 180 m² 
2. Flst. 20/42 (GE/1, Burger King): ca. 30 m² 
3. Flst. ... (Mercedes-Benz): ca. 125 m². 

 
6.2 Verträge 
 
Nicht erforderlich. 
 
6.3 Kosten und Finanzierung 
 
Der Stadt entstehen keine Kosten. 
 
7. DURCHFÜHRUNGSRELEVANTE HINWEISE 
 
Auf die Meldepflicht gegenüber dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V -
geologischer Dienst- sofern im Zuge der Baugrunderschließung Bohrungen niedergebracht 
werden, wird hingewiesen (§§ 4, 5 des Lagerstättengesetzes). 
 
Auch wenn im südlichen Plangebiet eine Kampfmittelsondierung durchgeführt wurde, können 
Einzelfunde auftreten. Sollten bei Tiefbauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder 
Munition aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und 
der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu be-
nachrichtigen. Nötigenfalls sind die Polizei und ggf. auch die örtliche Ordnungsbehörde hin-
zuzuziehen. Im nördlichen Teil des Plangebietes sind Kampfmittelfunde zu erwarten; eine 
Sondierung ist in Vorbereitung der Erschließungsarbeiten vorzunehmen. 


